
 

1 / 3 

- Presseverteiler - 

PRESSEMITTEILUNG 

 

Stellungnahme der Landesstudierendenvertretung Baden-Württemberg: 

Bisherige Korrekturen an der Hochschulfinanzierung völlig unzureichend 

- Verhandlungen zum Hochschulfinanzierungsvertrag sind eine Farce.   

 

"Die Verhandlungen zum Hochschulfinanzierungsvertrag 2 sind eine Farce." Mit 

diesen Worten beschreibt Dominik Birkenmaier, Sprecher der Landesstudieren-

denvertretung Baden-Württemberg für Hochschulfinanzierung die aktuelle Situ-

ation bei den Verhandlungen zum Vertrag zwischen Landesregierung und Hoch-

schulen.  

 

Die Landesstudierendenvertretung bemängelt dabei vor allem die völlig unzu-

reichende Informationsweitergabe seitens des Ministeriums für Wissenschaft, 

Forschung und Kunst (MWK). "Man kann sich derzeit schon fragen, ob das 

MWK gar keine eigene Meinung zur Hochschulfinanzierung und den Zuständen 

an den Hochschulen habe." so Simone Münch von der Verfassten Studieren-

denschaft der Universität Konstanz. Regelrecht verstörend sei es, dass die An-

meldung von Mindestbedarfen für weitere notwendige Maßnahmen von 99 Mil-

lionen Euro für das Jahr 2021 und die Kürzung durch die Haushaltskommission 

der Landesregierung auf zunächst 40 Millionen völlig unkommentiert von der 

Ministerin hingenommen wurde. Inzwischen wurde diese Summe auf Initiative 

der Fraktion der Grünen im Landtag zwar auf etwa 80 Millionen in 2021 für wei-

tere notwendige Maßnahmen korrigiert. Betrachtet man jedoch die Summe der 

Bedarfe der Hochschulen - von ihnen wurden Bedarfe über 500 Millionen Euro 

allein in 2021 für weitere Maßnahmen beim Ministerium für Wissenschaft, For-

schung und Kunst für die Verhandlungen angemeldet - so handelt es sich bei 

den nun für 2021 zugesagten 80 Millionen Euro allenfalls um den sprichwörtli-

chen Tropfen auf den heißen Stein. Dass die Ministerin sich nicht ein Mal nach 

der Kürzung ihrer angemeldeten Mindestbedarfe für die Hochschulen in der 

Haushaltskomission der Koalition in der Öffentlichkeit geäußert hat, ist sowohl 

für die Hochschulen wie auch für die Landesstudierendenvertretung enttäu-

schend. "Mindestbedarfe sind nicht verhandelbar." so Andreas Bauer von der 

VS der Hochschule Mannheim. Angesichts der Forderungen der Hochschulen 

 

 

27.11.2019 

LandesAStenKonferenz 
Baden-Württemberg 
 

c/o Studierendenrat der 
Universität Tübingen 
Clubhaus 
Wilhelmstraße 30 
72074 Tübingen 
 

www.lastuve-bawue.de 

Mail: praesidium@lastuve-bawue.de 

 

 

Marc Baltrun 
Sprecher 
 
Andreas Bauer 
Sprecher 
 
Dominik Birkenmaier 
Sprecher 

 
Claus-Peter Käpplinger 
Sprecher 
 
Tasson Ruenpirom 
Sprecher 
 

http://www.lastuve-bawue.de/


 

2 / 3 

in Höhe von 500 Millionen Euro im Bereich zusätzlicher Maßnahmen, der An-

meldung von gerade einmal einem Fünftel dieser Bedarfe durch das MWK ge-

genüber dem Finanzministerium im Kontrast dazu und zusätzlich der weiteren 

Kürzung dieser ohnehin schon völlig unzureichenden Anmeldung in der Haus-

haltskomisson der Koalition handelt es sich bisher um eine Bankrotterklärung 

der Landesregierung im Bereich der Bildung und Forschung an Hochschulen. 

Dass die CDU als Koalitionspartnerin die Ministerin in der Öffentlichkeit allein in 

der Verantwortung sieht, passt hier absolut ins Bild. Damit zeigt die CDU öffent-

lich, dass sie derBildung und Forschung an Hochschulen nicht die nötige Be-

deutung beimisst. Wer innerhalb einer Regierungskoalition die Verantwortung 

an der Ressortgrenze abgibt und mit Schuldzuweisungen Politik auf Kosten des 

Hochschulsystems macht, erweist sich als nicht verlässlicher Partner in diesem 

Bereich. 

  

Die Forderungen der Landesstudierendenvertretung sind klar: 

 

1. Schritt: 360 Millionen bzw. 1.000 Euro je Student*in zusätzliches Geld in 

die Grundfinanzierung der Hochschulen zum 01.01.2021. 

2. Schritt: Verstetigung und Überführung der Ausbaumittel in Höhe von 

mindestens 285 Millionen Euro in die Grundfinanzierung. 

3. Schritt: Dynamisierung der Grundfinanzierung um jährlich 3 %. 

 

Die bisher geleisteten Zusagen decken nicht die Bedarfe der Hochschulen. Zu-

dem handelt es sich bei den letzten Zusagen über 216 Millionen um befristete 

Mittel, die aus den Mitteln der Strafzahlungen aus der Automobilindustrie stam-

men sollen. Diese Mittel drohen daher spätestens 2025 auszulaufen und stellen 

daher keine Planungssicherheit für die Ausbringung unbefristeter Stellen an 

Hochschulen her. Eine nachhaltige und langfristige Verbesserung der Situation 

an Hochschulen sieht definitiv anders aus. Auch deswegen hat die Landesstu-

dierendenvertretung eine Online-Petition gestartet für ein ausfinanziertes Hoch-

schulsystem. Bereits mehr als 17.000 Unterzeichnende allein aus Baden-Würt-

temberg unterstützen diese Forderungen mit ihrer Unterschrift unter der Petition 

(https://www.openpetition.de/!hofv). 

 

"Mit der Fortschreibung der Unterfinanzierung an den für die Ausbildung von 

Lehrkräften zuständigen Hochschulen, insbesondere an den Universitäten und 

Pädagogischen Hochschulen, fehlt es in hohem Maße an der Investition in die 

Zukunft des Landes." so Sarah Frietsch von der PH Karlsruhe. Sofern die Lan-

desregierung hier nicht gezielt Mittel für die Hochschulen und Universitäten für 

die didaktische und fachdidaktische Ausbildung bereitstellt, nimmt die Landes-

regierung in Kauf, dass die Mittel gerade für eine angemessene Ausbildung der 

Lehrkräfte im Land nicht ausreichen werden. Mehreinnahmen aus Drittmitteln 

für die Forschung an Hochschulen finden hier keine Anwendung. "Gerade auch 

im Hinblick auf die Ausbildung von Lehrkräften und die Qualität in der Lehre an 

https://www.openpetition.de/!hofv)


 

3 / 3 

den Hochschulen benötigen wir daher eine solide Grundfinanzierung der Hoch-

schulen und einen verlässlichen Hochschulfinanzierungsvertrag in Baden-Würt-

temberg." so Dominik Birkenmaier abschließend. 

 

 

Die Landesstudierendenvertretung fordert daher alle politischen Vertreter*innen 

des Landes zum Handeln auf. Beenden Sie die Unterfinanzierung der Hoch-

schulen! 

Überzeugen Sie sich selbst von den Problemen und Herausforderungen der 

Hochschulen. Überzeugen Sie sich vor Ort von den Bedarfen der Hochschulen. 

Reden Sie mit den studentischen Vertreter*innen und den Beschäftigten vor Ort.  

 

Es liegt in Ihrer Hand die Zukunft des Landes zu gestalten. Verpassen Sie 

nicht die richtige Ausfahrt! 
 


